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5. Wahlperiode 


Drucksache V/3123 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/l — 68070 — 5704/68 


Bonn, den 5. Juli 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Niederlassungsrecht in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rats zur Änderung der Richtlinie des 
Rats vom 7. Juli 1964 (64/427/EWG) über die Einzelheiten 
der Übungsmaßnahmen auf dem Gebiet der selbständigen 
Tätigkeiten der be- und verarbeitenden Gewerbe der CITI- 
Hauptgruppen 23 — 40 (Industrie und Handwerk). 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 
13. Juni 1968 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Mit einer alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Verteidigung 

Schröder 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
zur Änderung der Richtlinie des Rats vom 7. Juli 1964 
(64/427/EWG) über die Einzelheiten der Ubergangsmaßnahmen 
auf dem Gebiet der selbständigen Tätigkeiten der he- und 
verarbeitenden Gewerbe der CITI-Hauptgruppen 23 — 40 
(Industrie und Handwerk) 

(von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 54 Absatz (2), Artikel 57, Artikel 63 Ab- 
satz (2) und Artikel 66, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit ^), insbesondere auf Abschnitt V Absätze (2) 
und (3), 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienst- 
leistungsverkehrs“), insbesondere auf Abschnitt VI 
Absätze (2) und (3), 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

1. In der Richtlinie des Rats der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft vom 7. Juli 1964 
(64/429/EWG) über die Verwirklichung der 
Niederlassungsfreiheit und des freien Dienst- 
leistungsverkehrs für selbständige Tätigkeiten 
der be- und verarbeitenden Gewerbe der CITI- 
Hauptgruppen 23 — 40 (Industrie und Handwerk) 
war die von Optikern durchgeführte Prüfung des 
Sehvermögens im Hinblick auf die Herstellung 
von Brillengläsern vom Anwendungsbereich der 
Richtlinie ausgenommen; dementspechend war 
für diese Tätigkeiten die Richtlinie (64/427/EWG) 
betr. Übergangsmaßnahmen in Industrie und 
Handwerk ebenfalls nicht anzuwenden. 

2. In den Richtlinien über die Verwirklichung der 
Niederlassungsfreiheit und des freien Dienst- 
leistungsverkehrs für die selbständigen Tätig- 

h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, S, 36/62 

“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, S. 32/62 


keiten des Einzelhandels (ISIC-Gruppe ex 612) 

vom und den dazu 

gehörenden Ubergangsmaßnahmen sind aus dem 
Anwendungsbereich darüber hinaus die Tätig- 
keiten der Untersuchung der Seh- und Hörorgane 
oder anderer Organe, oder Teile des mensch- 
lichen Körpers ausgenommien, die im Hinblick 
auf die Anpassung und den Verkauf von Appa- 
raten zur Berichtigung von Seh- und Hörschäden 
oder von orthopädischen Geräten durchgeführt 
werden; auf Grund der in einzelnen Mitglied- 
Staaten geltenden Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften ergeben sich hierbei besondere 
Fragen in bezug auf den Schutz der öffentlichen 
Gesundheit. 

3. Da ein unterschiedlicher Anwendungsbereich der 
Übergangsmaßnahmen im Einzelhandel bzw. in 
Industrie und Handwerk in der praktischen Aus- 
führung der Richtlinien zu Schwierigkeiten führen 
würde, war es notwendig, insoweit die Richt- 
linien betr. Übergangsmaßnahmen in Industrie 
und Handwerk (64/427/EWG) der Richtlinie betr. 
Übergangsmaßnahmen im Einzelhandel nachträg- 
lich anzupassen. Hierbei muß jedoch der Schutz 
der Begünstigten, die auf Grund der Richtlinie 
(64/427/EWG) betr. Übergangsmaßnahmen in 
Industrie und Handwerk Rechte erworben haben, 
gewährleistet werden. Diese Rechte bleiben da- 
her unberührt. 

4. Für die Tätigkeiten, die aus dem Anwendungs- 
bereich der erwähnten Richtlinien auszunehmen 
sind, werden gesonderte Richtlinien erlassen 
werden, die auch die Koordinierung zum Gegen- 
stand haben — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Artikel 1 der Richtlinie des Rats der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft vom 7. Juli 1964 
(64/427/EWG) über Einzelheiten der Übergangs- 
maßnahmen auf dem Gebiet der selbständigen Tätig- 
keiten der be- und verarbeitenden Gewerbe der 
CITI-Hauptgruppen 23 — 40 (Industrie und Hand- 
werk) wird folgender Absatz (3) eingefügt: 
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„(3) Diese Richtlinie findet keine Anwendung auf 
die Untersuchungen der Seh- oder Hörorgane oder 
anderer Organe oder Teile des menschlichen Kör- 
pers, die im Hinblick auf die Herstellung, die An- 
passung und den Verkauf von Apparaten zur Be- 
richtigung von Seh- und Hörschäden oder von ortho- 
pädischen Geräten durchgeführt werden." 


Artikel 2 

In die in Artikel 1 angeführte Richtlinie wird fol- 
gender vorletzter Erwägungsgrund eingefügt: 

„Diese Richtlinie findet keine Anwendung auf die 
Untersuchungen der Seh- und Hörorgane oder an- 
derer Organe oder Teile des menschlichen Körpers, 
die im Hinblick auf die Herstellung von Apparaten 
zur Berichtigung der Seh- und Hörschäden oder von 
orthopädischen Geräten, im Hinblick auf ent- 


sprechende Anpassungs- oder Einstellungsarbeiten 
oder im Hinblick auf den Verkauf derartiger Geräte 
durchgeführt werden. Bei diesen Tätigkeiten er- 
geben sich auf Grund der in einzelnen Mitglied- 
staaten geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten. besondere Fragen in bezug auf den Schutz der 
öffentlichen Gesundheit." 


Artikel 3 

Soweit Begünstigte auf Grund der in Artikel 1 
angeführten Richtlinie Rechte erworben haben, blei- 
ben diese unberührt. 


Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Nach Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie des Rats 
vom 7. Juli 1964 über die Verwirklichung der 
Niederlassungsfreiheit und des freien Dienst- 
leistungsverkehrs für selbständige Tätigkeiten 
der be- und verarbeitenden Gewerbe der CITf- 
Hauptgruppen 23 — 40 (Industrie und Handwerk) 
(Richtlinie 64/429/EWG) ist vom Anwendungs- 
bereich dieser Richtlinie — und damit auch vom 
Anwendungsbereich der entsprechenden Richt- 
linie über Ubergangsmaßnahmen für diese Tätig- 
keiten (Richtlinie 64/427/EWG) -) — die Prüfung 
des Sehvermögens ausgenommen, die durch 
Optiker im Hinblick auf die Herstellung der 
Brillengläser durchgeführt wird. 

2. Auf Grund der in einzelnen Mitgliedstaaten be- 
stehenden Berufszugangs- und Ausübungsrege- 
lungen stellen sich darüber hinaus auch für 
andere Tätigkeiten besondere Fragen in bezug 
auf den Schutz der öffentlichen Gesundheit. Dem- 
gemäß sind vom Anwendungsbereich der zur 
Zeit dem Rat vorliegenden Richtlinienvorschläge 
über die Verwirklichung der Niederlassungs- 
freiheit im Einzelhandel alle Tätigkeiten der 
Untersuchung der Seh- und Hörorgane oder an- 
derer Organe oder Teile des menschlichen Kör- 
pers ausgenommen, die im Hinblick auf die An- 
passung und den Verkauf von Apparaten zur 
Berichtigung von Seh- und Hörschäden oder von 
orthopädischen Geräten durchgeführt werden. 
Für diese Tätigkeiten werden besondere Richt- 
linien vorbereitet, die eine Koordinierung der 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 23. Juli 1964, S. 1880/64 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 23. Juli 1964, S. 1871/64 


in den Mtigliedstaaten geltenden Berufsregelun- 
gen und eine Anerkennung von Befähigungs- 
nachweisen anstreben. 

3. Durch den weitergehenden Ausschluß von Tätig- 
keiten von der Niederlassungsfreiheit im Einzel- 
handel ergibt sich ein unterschiedlicher An- 
wendungsbereich dieser Richtlinien im Vergleich 
zu den unter 1. angeführten Richtlinien über die 
Niederlassungsfreiheit für be- und verarbeitende 
Tätigkeiten. Dieser Unterschied könnte in der 
praktischen Anwendung der Richtlinien zu er- 
heblichen Schwierigkeiten führen, weil die unter 
1. angeführten Richtlinien bereits in begrenztem 
Umfang auch die Verkaufstätigkeit des Her- 
stellers liberalisiert hatten. 

4. Aus diesem Grunde ist es erforderlich, den An- 
wendungsbereich der unter 1. angeführten Richt- 
linie über die Ubergangsmaßnahmen in Industrie 
und Handwerk (Richtlinie 64/427/EWG) durch 
den Ausschluß sämtlicher unter 2. angeführter 
Tätigkeiten nachträglich einzuschränken. Diesem 
Zweck dient der vorliegende Richtlinienentwurf. 
Artikel 1 dieses Entwurfs schreibt vor, daß in 
Artikel 1 der Richtlinie über die Ubergangs- 
maßnahmen in Industrie und Handwerk (Richt- 
linie 64/427/EWG) ein entsprechender dritter 
Absatz eingefügt wird. 

Es ist jedoch darauf zu achten, daß die Rechte un- 
berührt bleiben, die die Begünstigten der Nieder- 
lassungs- und Dienstleistungsfreiheit der unter 
1. angeführten Richtlinie bereits erworben haben. 
Artikel 3 Absatz 2 des vorliegenden Entwurfs 
enthält daher eine entsprechende ausdrückliche 
Bestimmung. 
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